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[bookmark: AMAnalyse]Bericht zu Anhängen an
XPersonenstandsnachrichten
Hintergrund und Zielsetzung
Der Änderungsbeirat hat das EG XPersonenstand gebeten, die Sinnhaftigkeit von Anhängen bei bestehenden Nachrichten zu prüfen. Es sollte auch erwogen werden, welche papierbasierten Kommunikationen durch Anhänge unterstützt werden könnten. Das EG XPersonenstand hat sich auf seiner Sitzung am 25./26. April ausführlich mit der Thematik befasst.
Das EG hat eine Aufstellung der Anwendungsfälle, in denen Anhänge an bestehende XPersonenstandsnachrichten sinnvoll erscheinen, erarbeitet (siehe Abschnitt 2 „Anhänge an bestehende XPersonenstandsnachrichten“). Zu jedem Anwendungsfall wurde eine Reihe von alternativen Soll-Prozessen skizziert und auf Umsetzbarkeit geprüft. 
Darüber hinaus hat das EG Themenfelder identifiziert, in denen die bisherige papierbasierte Kommunikation durch elektronische Nachrichten unterstützt werden könnte (siehe Abschnitt 3 „Unterstützung papierbasierter Kommunikation“). 
Anschließend folgt in Abschnitt 4 die Bewertung des EG zu den identifizierten Anwendungsfällen und Alternativen. Durch den Änderungsbeirat ist zu entscheiden, für welche Anwendungsfälle die konkrete Umsetzung durch das EG geleistet werden soll und welche Alternativen ggf. priorisiert bzw. nicht betrachtet werden sollen. 
Ein Hinweis bezüglich Sammelakten findet sich in Abschnitt 5, ein Beschlussvorschlag für den Änderungsbeirat in Abschnitt 6 und anstehende Tätigkeiten für das EG in Abschnitt 7.
[bookmark: _Ref516045992]Anhänge an bestehende XPersonenstandsnachrichten
Das EG hat systematisch für alle derzeit spezifizierten Nachrichten aus XPersonenstand 1.7.3 geprüft, ob Anhänge sinnvoll sind. 
Dabei wurden folgende Anwendungsfälle identifiziert:
1. Eheschließung mit Bestimmung eines Ehenamens und Anschlusserklärung eines gemeinsamen Kindes über 5 Jahren (betrifft Nachricht 012021), 
2. Bestimmung eines Ehe-/Lebenspartnerschaftsnamens mit Anschlusserklärung eines gemeinsamen Kindes über 5 Jahren, 
3. Namensänderung mit möglicher Auswirkung auf den Namen eines Kindes ohne inländischen Registereintrag des betroffenen Elternteils (betrifft Nachrichten 016040, 016050, 016060, 016070, 016080),
4. Namensänderung bei Volljährigen-Adoption (betrifft Nachrichten 011040, 011041),
5. Ermächtigung zur Eheschließung (betrifft Nachricht 017010),
6. Mitteilungen von Portalen an Standesämter (betrifft Nachrichten 08xxxx).
Es zeigte sich, dass in den Anwendungsfällen 1. bis 4. fast immer drei Alternativen zu den bisherigen Prozessen existieren, wobei die Übermittlung von Anhängen (z. B. gescannte Dokumente) nur eine der Alternativen darstellt.
Im Folgenden werden daher zunächst die verschiedenen Alternativen skizziert und ihre Vor- und Nachteile beleuchtet. In den Abschnitten 2.2 bis 2.5 wird beschrieben, wie sich die einzelnen Alternativen konkret auf die identifizierten Anwendungsfälle 1. bis 4. übertragen lassen.
[bookmark: _Ref516654529][bookmark: _Ref516081533]Alternative Soll-Prozesse
Alternative 1: Ersetzen von papierbasierter Kommunikation durch XPersonenstandsnachrichten mit Anhängen
In dieser Alternative werden die bisher konventionell übermittelten Dokumente (z. B. beglaubigte Abschriften von Erklärungen) als Anhang an bestehende XPersonenstandsnachrichten übermittelt.
Dazu ist das bisher konventionell übermittelte Dokument im sendenden Standesamt zu scannen und als Anhang einer XPersonenstandsnachricht beizufügen. Die XPersonenstandsnachricht enthält auch weiterhin die strukturierten Daten des jeweiligen Anwendungsfalls.
Im empfangenden Standesamt wird aufgrund der strukturierten Daten und der Anhänge geprüft, welche Auswirkungen der konkrete Fall auf das eigene Register hat. Ggf. wird das eigene Register fortgeschrieben und die XPersonenstandsnachricht wird mit Anhängen zur Sammelakte genommen[footnoteRef:1]. [1:  Die Ausgestaltung der Übernahme in die Sammelakte wirft weitere Fragen auf, siehe Abschnitt 5 „Bemerkung“.] 

Vor- und Nachteile:
Der wesentliche Vorteil dieser Alternative ist, dass die etablierten Prozesse in den Standesämtern nur in geringem Maße verändert werden. Auch sind die elektronischen Nachrichten in den meisten Fällen bereits vorhanden und müssten lediglich um die jeweiligen Anhänge ergänzt werden.
Allerdings müssen die organisatorischen und technischen Voraussetzungen für die notwendige Digitalisierung von Dokumenten geschaffen werden und es muss sichergestellt werden, dass diese effizient in die bestehenden Prozesse eingebunden wird.
Es ist zu klären, ob ein einfaches digitales Abbild des Dokuments für den jeweiligen Anwendungsfall ausreicht. Sollte die rechtliche und fachliche Prüfung für einzelne Anwendungsfälle ergeben, dass der Charakter als öffentliche Urkunde erhalten bleiben muss und dafür eine elektronische Signatur notwendig ist, so muss der Umgang mit diesen, insbesondere innerhalb der Vorgangsbearbeitung geklärt werden. Vorgaben hierzu können durch das EG nicht gemacht werden. 
Im Zusammenspiel mit konventionell geführten Sammelakten beim empfangenden Standesamt führt der Prozess zu unnötigen Medienbrüchen durch Einscannen beim Autor und Ausdrucken für die Sammelakte beim Leser.
Zur Umsetzung der Alternative 1 ist darüber hinaus eine Rechtsänderung notwendig, um die elektronische Mitteilung (mit oder ohne zusätzliche elektronische Signatur) dem Erhalt der Dokumente auf konventionellem Weg qualitativ gleichzustellen. 


Alternative 2: Ersetzen von papierbasierter Kommunikation durch XPersonenstandsnachrichten mit zusätzlichen strukturierten Daten
Die Inhalte der bisher konventionell übermittelten Dokumente (z. B. beglaubigte Abschriften von Erklärungen) werden als zusätzliche strukturierte Daten in bestehende XPersonenstandsnachrichten aufgenommen und übermittelt.
Das sendende Standesamt erfasst wie bisher die notwendigen Daten des Personenstandsfalls in seiner Vorgangsbearbeitung. Für die einzelnen Anwendungsfälle wäre zu prüfen, ob weitere Daten erfasst werden müssen, die bisher nur in den konventionell übermittelten Dokumenten enthalten sind. Nach Auffassung des EG dürften die meisten Daten bereits im Rahmen der Vorgangsbearbeitung aufgenommen worden sein.
Im empfangenden Standesamt wird rein aufgrund der strukturierten Daten geprüft, welche Auswirkungen der konkrete Fall auf das eigene Register hat. Ggf. wird das eigene Register fortgeschrieben und die XPersonenstandsnachricht wird zur Sammelakte genommen (siehe auch Abschnitt 5 „Bemerkung“).
Vor- und Nachteile:
Auch in dieser Alternative werden die etablierten Prozesse nur in geringem Maße verändert. Gegenüber der Alternative 1 entfällt auch das Digitalisieren von Dokumenten und die Problematik rund um elektronische Signaturen muss nicht betrachtet werden. 
Die benötigten Daten sollten in den meisten Fällen bereits in der Vorgangsbearbeitung vorliegen (bzw. bei der Aufnahme der Daten vom Standesbeamten sowieso erfasst werden), so dass die benötigten Informationen in die XPersonenstandsnachricht übernommen werden können und der Mehraufwand für die erfassenden Standesbeamten überschaubar bleibt.
Im empfangenden Standesamt müssen sich die Standesbeamten bei ihrer Prüfung auf die übermittelten Daten verlassen, ein Rückgriff auf die Urkunde ist nicht mehr vorgesehen. Evtl. ergeben sich daraus Akzeptanzprobleme bei den Standesbeamten, andererseits wird die Prüfung weniger aufwändig, da alle relevanten Daten in der Vorgangsbearbeitung elektronisch beim Leser vorliegen.
[bookmark: _GoBack]Es ergibt sich für die Umsetzung dieser Alternative ein größerer Änderungsaufwand an XPersonenstand und dem Fachverfahren als in Alternative 1 und es wird eine Rechtsänderung erforderlich, die den Empfang der elektronischen Mitteilung der Entgegennahme der beglaubigten Abschriften qualitativ gleichstellt. 

Alternative 3: Ersetzen von papierbasierter Kommunikation durch Änderung der Zuständigkeit
In fast allen betrachteten Anwendungsfällen ist es möglich, auch durch eine veränderte Zuständigkeit die Übermittlung von Dokumenten auf konventionellem Weg überflüssig zu machen und die Kommunikation weiter zu vereinfachen. 
Statt im registerführenden Standesamt erfolgt die Prüfung auf mögliche Änderungen im Register im aufnehmenden Standesamt. Grundsätzlich liegen die dafür notwendigen Daten im aufnehmenden Standesamt vor oder können direkt beim Betroffenen erfragt werden.
Abschließend wird das registerführende Standesamt elektronisch über den Ausgang der Prüfung und die Auswirkungen auf sein Register benachrichtigt und nimmt die Fortschreibung des Registers aufgrund der übermittelten XPersonenstandsnachricht ohne weitere Prüfung vor.
Vor- und Nachteile:
Durch die Umsetzung dieser Alternative ergeben sich in den betrachteten Anwendungsfällen einfachere Prozesse und eine rein elektronische, medienbruchfreie Kommunikation. In den meisten Fällen können bestehende XPersonenstandsnachrichten genutzt werden. Die benötigten Daten liegen vor, oder lassen sich direkt beim Betroffenen erfragen, daher wird eine zusätzliche Datenaufnahme in der Vorgangsbearbeitung in aller Regel nicht notwendig sein.
Allerdings stellt diese Alternative einen großen Eingriff in standesamtliche Praxis mit umfangreichen Rechtsänderungen dar. Die Verlagerung der Zuständigkeit könnte zu Akzeptanzproblemen bei den Standesbeamten führen, da Änderungen im Register aufgrund elektronischer Nachrichten ohne eigene Prüfung vorgenommen werden müssen.
Ferner wird, sollte eine namensrechtliche Erklärung in einem nicht registerführenden Standesamt aufgenommen werden, die Erklärung wirksam, bevor der Registerführer dies im entsprechenden Register beurkundet hat. Ggf. sind auch hier rechtliche Vorgaben zu machen.
[bookmark: _Ref516651057]Anwendungsfall 1: Eheschließung mit Bestimmung eines Ehenamens und Anschlusserklärung eines gemeinsamen Kindes über 5 Jahren
[bookmark: _Ref517098063]Der Prozess beginnt, wenn bei der Eheschließung ein Ehename bestimmt wird und sich ein gemeinsames Kind älter als 5 Jahre der Erklärung anschließt.[footnoteRef:2]  [2:  Bei Kindern unter 5 Jahren erstreckt sich die Namensbestimmung kraft Gesetz und die entsprechenden Anwendungsfälle sind über XPersonenstand (Nachricht 012021) bereits abgedeckt.] 

Derzeit stellt sich der Prozess wie folgt dar:
 

Durch die konventionelle Übermittlung der beglaubigten Abschrift der Anschlusserklärung liegt dem Geburtenbuchführer eine öffentliche Urkunde vor, aufgrund derer er die Namensführung des Kindes prüfen und beurkunden kann.
Alternative 1: Ersetzen von papierbasierter Kommunikation durch XPersonenstandsnachrichten mit Anhängen
In diesem Anwendungsfall wird die beglaubigte Abschrift der Anschlusserklärung als Anhang der bestehenden Nachricht 012021 gesendet und ersetzt die konventionelle Übermittlung:
[image: 326540590.jpg]
Das empfangende Standesamt, kann aufgrund der strukturierten Daten zur Ehenamensbestimmung und des digitalen Abbilds der Anschlusserklärung die Namensführung des Kindes prüfen und ggf. eine Folgebeurkundung vornehmen, sowie den Hinweis auf die Eheschließung der Eltern eintragen.
Alternative 2: Ersetzen von papierbasierter Kommunikation durch XPersonenstandsnachrichten mit zusätzlichen strukturierten Daten
In diesem Anwendungsfall wird die vorhandene Nachricht 012021 durch strukturierte Daten ergänzt, die die Inhalte der unterschiedlichen Arten von Anschlusserklärungen abbilden können. 
Die Nachricht 012021 aus dem Ist-Prozess wird um die notwendigen strukturierten Daten ergänzt und kann so die konventionelle Übermittlung der beglaubigten Abschrift der Anschlusserklärung ersetzen.
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Das empfangende Standesamt prüft aufgrund der strukturierten Daten zur Ehenamensbestimmung und zur Anschlusserklärung die Namensführung des Kindes und trägt ggf. eine Folgebeurkundung, sowie den Hinweis auf die Eheschließung der Eltern ein.
Alternative 3: Ersetzen von papierbasierter Kommunikation durch Änderung der Zuständigkeit
In diesem Anwendungsfall wird die Zuständigkeit für die Entgegennahme der Erklärung der Namensführung des Kindes vom Registerführenden Standesamt auf das Standesamt verlagert, das die Anschlusserklärung aufnimmt. Die Fortführung des Geburtseintrags erfolgt dann aufgrund der Nachricht 012021 durch den Registerführer. Diese ist dafür lediglich um die Information zu ergänzen, dass eine wirksame Anschlusserklärung vorliegt. 
[image: -1727457216.jpg]
Das empfangende Standesamt, nimmt aufgrund der übermittelten Daten ohne eigene Prüfung eine Folgebeurkundung vor und trägt den Hinweis auf die Eheschließung der Eltern ein.
[bookmark: _Ref516081648]Anwendungsfall 2: Bestimmung eines Ehe-/Lebenspartnerschaftsnamens mit Anschlusserklärung eines gemeinsamen Kindes über 5 Jahren 
Der Prozess beginnt, wenn nach der Eheschließung ein Ehe- oder Lebenspartnerschaftsname bestimmt wird und sich ein gemeinsames Kind älter als 5 Jahre der Erklärung anschließt.2


Der Ablauf ist unabhängig davon, ob ein Ehename oder ein Lebenspartnerschaftsname bestimmt wird, weshalb beide Fälle im Folgenden gemeinsam betrachtet werden können.
Für die Kommunikation zwischen dem Standesamt, dass das Ehe-/Lebenspartnerschaftsregister führt und dem Standesamt, dass das Geburtenregister führt, existieren die Nachrichten 012050/013050, die bisher nur in den Fällen verwendet werden, in denen sich die Namensänderung kraft Gesetz auf ein Kind unter 5 Jahre erstreckt. Diese Nachrichten könnten auf verschiedene Arten modifiziert werden um sie auch für den Anwendungsfall „Bestimmung eines Ehe-/Lebenspartnerschaftsnamens mit Anschlusserklärung eines gemeinsamen Kindes über 5 Jahren“ nutzen zu können.
Für die Kommunikation zwischen dem aufnehmenden Standesamt und dem Standesamt, das das Ehe-/Lebenspartnerschaftsregister führt, gibt es bisher keine vergleichbaren Nachrichten in XPersonenstand. Im Sinne der Etablierung einer möglichst medienbruchfreien Kommunikation zwischen den Standesämtern könnte über die Einführung einer neuen Nachricht für dieses Kommunikationsszenario nachgedacht werden.
Alternative 1: Ersetzen von papierbasierter Kommunikation durch XPersonenstandsnachrichten mit Anhängen
In diesem Anwendungsfall wird die beglaubigte Abschrift der Anschlusserklärung als Anhang einer XPersonenstandsnachricht gesendet und ersetzt die konventionelle Übermittlung der Anschlusserklärung und des formlosen Vermerks zur Ehenamensbestimmung. Diese Nachricht kann analog zu Nachricht 012050/013050 gestaltet werden.
[image: -1480996693.jpg]
Alternative 2: Ersetzen von papierbasierter Kommunikation durch XPersonenstandsnachrichten mit zusätzlichen strukturierten Daten
In diesem Anwendungsfall wird eine XPersonenstandsnachricht erstellt, die u. a. die Inhalte der unterschiedlichen Arten von Anschlusserklärungen als strukturierte Daten enthält. Als Basis kann die Nachricht 012050/013050 dienen.
Die Nachricht mit strukturierten Daten ersetzt die konventionelle Übermittlung der Anschlusserklärung und des formlosen Vermerks zur Ehenamensbestimmung.
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Alternative 3: Ersetzen von papierbasierter Kommunikation durch Änderung der Zuständigkeit
In diesem Anwendungsfall wird die Zuständigkeit für die Entgegennahme der Erklärung der der Namensführung des Kindes vom registerführenden Standesamt auf das Standesamt verlagert, dass die Anschlusserklärung aufnimmt.
Im Anschluss an die Prüfung wird das Standesamt, das das Geburtenregister führt, direkt über die neue Namensführung des Kindes benachrichtigt. Dies kann mit einer XPersonenstandsnachricht geschehen, die analog zur Nachricht 012050/013050 modelliert wird. Die Kommunikation über das Eheschließungsstandesamt entfällt.
Die Bestimmung des Ehenamens kann über eine neue XPersonenstandsnachricht an das Standesamt, das das Eheregister führt, übermittelt werden.
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[bookmark: _Ref516651286][bookmark: _Ref517703544]Anwendungsfall 3: Namensänderung mit möglicher Auswirkung auf den Namen eines Kindes ohne inländischen Registereintrag des Elternteils
Für den Fall, dass sich die Namensänderung eines oder beider Elternteile (z. B. durch Ehenamensbestimmung) auf ein Kind erstreckt, aber kein inländischer Registereintrag des Elternteils existiert, sind in XPersonenstand die Nachrichten 016040 – 016080 modelliert. Deren Verwendung ist derzeit auf die Fälle beschränkt, in denen sich die Namensänderung kraft Gesetz auf ein Kind unter 5 Jahre erstreckt.
Für die Fälle, dass das Kind älter als 5 Jahre ist und sich der Namensänderung durch Erklärung anschließt, hat das EG die Anwendungsfälle der Nachrichten 016040 – 016080 geprüft und festgestellt, dass sich die Alternativen, die in Abschnitt 2.1 aufgeführt sind, analog anwenden lassen. 
Aufgrund der geringen Fallzahlen wurde auf eine detaillierte Beschreibung der Alternativen zunächst verzichtet. Dies würde nach einer Beauftragung durch den Änderungsbeirat nachgeholt.
[bookmark: _Ref516743835]Anwendungsfall 4: Namensänderung bei Volljährigen-Adoption
Der Prozess beginnt, wenn das Geburtsstandesamt vom Gericht über eine Adoption mit Namensänderung informiert wird. Das Standesamt, das den Geburtseintrag führt, übermittelt die Nachricht 011040/011041 und parallel auf konventionellem Weg den Adoptionsbeschluss an das Ehe-/Lebenspartnerschaftsregister. Dort werden ggf. der Geburtsname und der Ehe-/Lebenspartnerschaftsname fortgeschrieben.
Es wurden folgende Alternativen zum Ist-Prozess durch das EG betrachtet:
Alternative 1: Ersetzen von papierbasierter Kommunikation durch XPersonenstandsnachrichten mit Anhängen
In diesem Anwendungsfall wird der Adoptionsbeschluss vom Geburtsstandesamt als Anhang mit der Nachricht 011040/011041 an das Ehestandesamt gesendet und ersetzt die konventionelle Übermittlung des Beschlusses. Eine Änderung der Rechtsgrundlage (§ 56 PStV) wäre zu prüfen.
Alternative 2: Ersetzen von papierbasierter Kommunikation durch XPersonenstandsnachrichten mit zusätzlichen strukturierten Daten
In diesem Anwendungsfall wird die Nachricht 011040/011041 vom Geburtsstandesamt an das Ehestandesamt um die Daten des Adoptionsbeschlusses als strukturierte Daten ergänzt und damit die konventionelle Übermittlung des Beschlusses ersetzt. Eine Änderung der Rechtsgrundlage (§ 56 PStV) wäre zu prüfen.
Alternative 3: Ersetzen von papierbasierter Kommunikation durch Änderung der Zuständigkeit
Diese Alternative trifft auf den Anwendungsfall nicht zu, da die Daten vom Gericht an das Geburtsstandesamt übermittelt werden.
Alternative 4: Änderung der Kommunikationswege
Die Idee, dass das Gericht nicht nur das Geburtenregister, sondern auch das Ehe-/Lebenspartnerschaftsregister direkt benachrichtigt, wird verworfen, da dies Änderungen an MiZi und § 56 PStV notwendig machen würde und Änderungen an MiZi auch nicht in die Zuständigkeit des Personenstandswesens fallen.
[bookmark: _Ref516651403]Anwendungsfall 5: Ermächtigung zur Eheschließung 
Die Ermächtigung zur Eheschließung (Nachricht 017010) wird derzeit in einer hohen Anzahl an Fällen gesendet und durch konventionelle Sendungen begleitet. Allerdings handelt sich bei den konventionell übermittelten Dokumenten hauptsächlich um Urkunden, die als Nachweis für die strukturiert übermittelten Daten dienen und in die Sammelakte beim Eheschließungsstandesamt genommen werden.
Zwar könnten die Dokumente teilweise durch Abrufe und/oder durch die Verwendung elektronischer Sammelakten ersetzt werden, dies wird vom EG aber als mittelfristig nicht umsetzbar eingeschätzt. Daher spricht sich das EG dafür aus, Änderungen an der Nachricht 017010 zunächst nicht weiter zu verfolgen.
[bookmark: _Ref516651676]Anwendungsfall 6: Mitteilungen von Portalen an Standesämter
Die Nachrichten, die von Portalen an Standesämter gesendet werden (Voranzeigen, Voranmeldung und Urkundenanforderungen) ziehen in vielen Fällen konventionelle Übermittlung von weiteren Dokumenten nach sich. 
Eine Befassung im EG steht noch aus.
[bookmark: _Ref516046211]Unterstützung papierbasierter Kommunikation
Über die bereits diskutierten Anwendungsfälle, bestehende und geplante Nachrichten hinaus sieht das EG folgende Möglichkeiten, papierbasierte Kommunikation der Standesämter durch elektronische Nachrichten zu unterstützen.
Sterbeurkunden für Gerichte
Bisher verlangen Gerichte von den Standesämtern sehr häufig Sterbeurkunden, obwohl alle Daten durch die Meldungen des ZTR vorliegen sollten.
Das EG spricht sich dafür aus zu prüfen, ob die Übermittlung der Sterbeurkunde als Anhang an die Nachricht 065010 an das ZTR zur Weiterleitung an die Gerichte geeignet wäre, die Anzahl der Nachfragen zu senken.
Kommunikation mit StA1B
Das EG spricht sich dafür aus zu prüfen, ob die Kommunikation mit dem Standesamt 1 in Berlin für den Austausch von Urkunden durch Anhänge verbessert werden kann.
[bookmark: _Ref516744123]Bewertung
4.1 Alternativen
THESE:
Das EG erachtet die Alternative 2 (Übermittlung strukturierter Daten) als die erfolgversprechendste Methode zur Verbesserung der Kommunikation zwischen Standesämtern. Die Alternative nutzt bekannte und etablierte Prozesse zur Übermittlung von Informationen in strukturierter Form über bestehende Nachrichten. Die Vorgangsbearbeitung könnte vollständig medienbruchfrei erfolgen, ggf. wird zur Aufbewahrung ein Ausdruck notwendig (Siehe Abschnitt 5 „Bemerkung“).
Die zusätzlich zu erfassenden Daten werden nach Meinung des EG bei der Erfassung ohnehin aufgenommen, sodass der Aufwand zur Erfassung nicht erheblich erhöht wird. 
Im Gegensatz zu Alternative 1 (Übermittlung von Anhängen) muss keine Klärung bezüglich der Einbindung und Übermittlung „fremder Artefakte“ wie gescannter Dokumente und deren Signierung erfolgen. Alternative 1 würde ähnlich komplexe rechtliche und technische Fragestellungen aufwerfen wie sie aus der Diskussion über das „ersetzende Scannen“ bekannt sind. 
D. h. verglichen mit Alternative 1 sind für Alternative 2 die technischen Herausforderungen wesentlich geringer, die rechtlichen Hürden aber höher. Eventuell sind hier spezialrechtliche Regelungen zu treffen, um Bestimmungen des Beurkundungsgesetzes zu ersetzen. 
Die notwendigen Rechtsänderungen für Alternative 2 stellen ein nicht unerhebliches Problem dar, erscheinen aber im Vergleich zu Alternative 3 (Änderung der Zuständigkeiten) als weniger schwerwiegend, sodass nach Meinung des EG die Akzeptanz der Standesbeamten höher als bei Alternative 3 ausfallen wird. („Ich vertraue auf einen anderen Standesbeamten, dass er die vorliegenden Daten korrekt und vollständig erfasst hat“ gegen „Ich erlaube einem anderen Standesbeamten den Zugriff auf mein Register“.)
4.2 Anwendungsfälle
Aufgrund der relativ hohen Fallzahlen scheint der Anwendungsfall „Eheschließung mit Bestimmung eines Ehenamens und Anschlusserklärung eines gemeinsamen Kindes über 5 Jahren“ (siehe Abschnitt 2.2) das größte Potenzial zu besitzen, durch Ergänzung der bestehenden Nachrichten den Arbeitsaufwand im Standesamt zu reduzieren. Auch zur Förderung einer medienbruchfreien Kommunikation scheint eine Umsetzung in diesem Fall sinnvoll. 
Der Anwendungsfall „Bestimmung eines Ehe-/Lebenspartnerschaftsnamens mit Anschlusserklärung eines gemeinsamen Kindes über 5 Jahren“ (siehe Abschnitt 2.3) wird deutlich seltener benötigt. Dennoch scheint auch hier das Potenzial zur Reduzierung des Arbeitsaufwandes und der Medienbrüche gegeben, das EG sieht daher auch hier die Umsetzung als sinnvoll an.
Bei den Anwendungsfällen der Nachrichten 016040 – 016080 („Namensänderung mit möglicher Auswirkung auf den Namen eines Kindes ohne inländischen Registereintrag des Elternteils“ siehe Abschnitt 2.4) sind die Fallzahlen nochmals wesentlich geringer. Dennoch ist man im EG der Meinung, dass diese Fälle zumindest genauer auf eine Eignung zur Umsetzung geprüft werden sollten. 
Weiterhin scheint es dem EG, dass für die Namensänderung bei Volljährigen-Adoption (Siehe Abschnitt 2.5) ebenfalls mit wenig Aufwand eine Arbeitserleichterung erzielt werden könnte. 
Eine Befassung mit dem Anwendungsfall „Ermächtigung zur Eheschließung (017010)“ (siehe 2.6) empfiehlt das EG zunächst nicht, da keine Verbesserung der elektronischen Kommunikation, sowie der Arbeitsabläufe für den Standesbeamten oder den Bürger durch Anhänge zu erwarten ist.
[bookmark: _Ref517085815]Bemerkung
[bookmark: _Ref517172776]Das EG gibt zu bedenken, dass, sollten Anhänge an XPersonenstandsnachrichten ermöglicht werden, im Zuge der rechtlichen Änderungen zu klären wäre, wie die Übernahme von Anhängen in die unterschiedlichen Formen von Sammelakten (konventionell, elektronisch, hybrid) in den jeweiligen Fällen zu handhaben wäre. 
Insbesondere bei der Führung konventioneller Sammelakten müssten die Dokumente im sendenden Standesamt digitalisiert und im empfangenden Standesamt wieder ausgedruckt werden. Dadurch würden die Vorteile der elektronischen Übermittlung geschmälert.
Gegebenenfalls sind hierzu detaillierte Vorgaben zur Verfahrensweise erforderlich. Diese Vorgaben können nicht durch das EG formuliert werden.
[bookmark: _Ref522283181]Beschlussvorschlag
Aufgrund der in Abschnitt 4 dargelegten Bewertung gibt das EG folgenden Beschlussvorschlag zur Entscheidung durch den Änderungsbeirat:
Der Änderungsbeirat bittet das EG für die Anwendungsfälle
1. Eheschließung mit Bestimmung eines Ehenamens und Anschlusserklärung eines gemeinsamen Kindes über 5 Jahren (siehe Abschnitt 2.2)
2. Namensänderung bei Volljährigen-Adoption (siehe Abschnitt 2.5)
die Ergänzung der entsprechenden Nachrichten um strukturierte Daten in XPersonenstand vorzubereiten und dabei insbesondere:
1. Eine detaillierte Beschreibung der Soll-Prozesse unter besonderer Berücksichtigung der Fragestellungen zu
a. Umgang mit Sammelakten (elektr., konventionell, hybrid)
b. Bei Alternative 2: Aufbewahrung der Originalurkunde über die Erklärung
2. konkrete Anforderungen an rechtliche Änderungen und
3. die konkreten Änderungen an XPersonenstand 
zu erarbeiten und dabei die Abhängigkeiten der einzelnen Aufgaben zu beachten um unnötige Arbeiten zu vermeiden.
Das EG möge für die Anwendungsfälle „Namensänderungen mit möglicher Auswirkung auf den Namen eines Kindes ohne inländischen Registereintrag des Elternteils“ (siehe Abschnitt 2.4) eingehender prüfen, ob und wenn ja welche Änderungen sinnvoll sind. 
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